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Akzeptanz für Kitas steigt – die Haushaltsdefizite  
der Kommunen auch

die Betreuungsquote für Unter-Drei-Jährige 
bis 2013 auf 35 Prozent zu erhöhen, aufgrund 
des steigenden Bedarfs nicht realistisch ist. 
Die Zahlen der Bertelsmann-Stiftung bestäti-
gen dies noch einmal.

Seit Jahren wird die frühkindliche Bildung 
zu einem zentralen Punkt auf der politischen 
Agenda erklärt. Den vollmundigen Verspre-
chungen sind viel zu wenige Taten gefolgt, 
als dass das Ziel des Rechtsanspruchs auf ei-
nen Kita-Platz für jedes Kind erreichbar wäre. 
Stattdessen schieben die regierenden Parteien 
den schwarzen Peter bei der Kinderbetreuung 
seit Jahren den Ländern und Kommunen zu, 
ohne gleichzeitig die notwendigen Mittel zur 
Verfügung zu stellen. Diese finanzielle Schief-
lage muss endlich beseitigt werden. Der Bund 
muss sich dauerhaft und umfassend an der 
Finanzierung der Kindertagesbetreuung be-
teiligen. Die Bundeskanzlerin hat Bildung zur 
Chefsache erklärt. Die Schlussfolgerung kann 
deshalb eigentlich nur lauten, dass das Gros 
der Finanzierung am Ende nicht an den Kom-
munen hängen bleiben darf.

In Deutschland fehlen noch mindestens 
348.000 Betreuungsplätze für Kinder unter drei 
Jahren, um ab 2013 wie geplant einen Rechts-
anspruch ab dem 1. Geburtstag garantieren 
zu können. Diese bittere Erkenntnis kann der 
Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine 
Antwort der Linksfraktion (17/2228) entnom-
men werden. Doch die Bundesregierung ver-
harrt weiterhin in ihrer Handlungsstarre. Statt 
die finanzielle Unterstützung für die Kommu-
nen anzuheben, scheint in der Bundesrepublik 
das Prinzip Hoffnung zu regieren. Allerdings 
nur noch Hoffnung darauf, dass die Länder 
und Kommunen bereits jetzt die Finanzierung 
des Kinderbetreuungsausbaus infrage stellen 
und man so den schwarzen Peter am Ende zu 
ihnen schieben kann. 

Nun erhielt die Bundesregierung auch eine 
schallende bildungs- und finanzpolitische Ohr-
feige durch die jüngst veröffentlichte Studie 
„Ländermonitor Frühkindliche Bildungssyste-
me 2010“ der Bertelsmann Stiftung. Bereits 
bei der Verabschiedung des Kinderförde-
rungsgesetzes war absehbar, dass das Ziel, 

kommunalen Steuereinnahmen aus. Das Steu-
eraufkommen zu verbessern, ist notwendig, 
damit die Kommunen endlich wieder mehr in-
vestieren, Impulse für die wirtschaftliche Ent-
wicklung geben und die öffentliche Daseins-
vorsorge finanzieren können. So entstehen 
Arbeitsplätze vor Ort. Zu diesem Zweck will 
DIE LINKE die Gewerbesteuer in eine Gemein-
dewirtschaftsteuer weiterentwickeln. Dann 
wären alle Kapitalgesellschaften, gewerblichen 
Unternehmen und selbstständig ausgeübten 
Tätigkeiten steuerpflichtig. Bislang unterliegen 
Freiberufler und viele andere Selbstständige 
(wie Rechtsanwälte und Ärzte) nicht der Ge-
werbesteuer. Die  Einbeziehung aller unterneh-
merisch Tätigen in die Gewerbesteuerpflicht – 
bei Berücksichtigung sozialer Belange kleiner 
Unternehmen und Existenzgründer – würde 
die Steuerlast auf mehr „Schultern“ verteilen 
und damit für mehr Gerechtigkeit sorgen.

Jedes Jahr das gleiche Dilemma. Die Haus-
haltsdiskussionen in den Kommunen stehen 
an, normalerweise die Königsdisziplin. Dies 
gilt aber nur, wenn es auch etwas zu verteilen 
gibt. In einem Haushalt, der kein Geld mehr 
für freiwillige Ausgaben wie Kultur, Sport und 
Jugendarbeit hat, geht der politische Hand-
lungsspielraum gegen Null. Aus aktuellem An-
lass fordert die Linksfraktion in einem Antrag 
(17/1744) die Bundesregierung auf, bereits 
beschlossene Unternehmenssteuersenkun-
gen, die zu Mindereinnahmen geführt haben,  
zurückzunehmen und auf weitere Steuersen-
kungen zu verzichten. Außerdem solle für 
Kommunen, die nicht in der Lage seien, ihre 
Schulden zu tilgen, ein Altschuldenhilfe- bezie-
hungsweise Entschuldungsfonds eingerichtet 
werden.

Die Gewerbesteuer ist die z.Z. wichtigste 
Geldquelle und macht rund 40 Prozent der 

Kommunen wieder handlungsfähig machen
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Diana Golze übergab SchülerIn-
nen der Frederic-Joliot-Curie-
Schule eine Spende in Höhe von 
250 Euro. Diese soll einen Bei-
trag zu dem Projekt Spielhaus 
leisten, mit welchem den Hort-
Kindern auf dem Schulhof mehr 
Möglichkeiten zur Beschäftigung 
gegeben werden kann.

ken. Deswegen haben wir über eintausend 
Menschen im Osten nach ihrer Meinung über 
aktuelle Probleme und Themen befragen las-
sen, zum Beispiel über die schwarz-gelbe Koa-
lition, Hartz IV, zur Rückschau auf die DDR, zu 
sozialer Gerechtigkeit, zum Afghanistankrieg, 
zur Gesundheitsreform und zum Diktaturver-
gleich von DDR und Nationalsozialismus. 

Die Studie finden Sie auf meiner Internet-
seite www.diana-golze.de

Überrascht Sie die folgende Zahl? Nur zwei 
Prozent aller Ostdeutschen glauben, dass der 
Afghanistankrieg mit mehr deutschen Sol-
daten zu gewinnen ist. Die Daten sind das 
Ergebnis einer im Auftrag der Linksfraktion 
erarbeiteten repräsentativen Studie des So-
zialwissenschaftlichen Forschungszentrums 
Berlin-Brandenburg e.V. Wir wollten keine 
Klischees über den Osten bedienen, sondern 
wissen, was die Ostdeutschen wirklich den-

Koalition regiert an den Bedürfnissen der Ostdeutschen vorbei

entel. Die willkürliche Einigung auf eine Einspar-
summe von 4 Milliarden Euro sei eine „Einigung 
auf dem Rücken der Versicherten“. Die geplante 
Erhöhung  der Zusatzbeiträge bedeutet wieder 
einmal: „Versicherte sollen bluten“.

Die Regierungskoalition traf sich Ende Juni zu 
einer Klausur zum Thema Gesundheitspolitik. 
Im Ergebnis stand das, was bei Klausuren der 
Regierung immer steht: Mehrbelastungen für 
die Allgemeinheit, Verschonen der eigenen Kli-

Schwarz-gelbe Gesundheitspolitik unheilbar krank


